Sehr geehrte Schulleitung, sehr geehrte Schulaufsicht,

mit Verweis auf den § 36 des Beamtenstatusgesetzes erhebe ich Einwände gegen das Verfahren der am 18.11.2020 veröffentlichten „Prozessbeschreibung zum Vorgehen in Bezug auf Schüler*in​nen der öffentlichen Schulen im Land Bremen, die der Maskenpflicht unterliegen.“

Ich weise darauf hin, dass mir die Erfüllung der in der Prozessbeschreibung erwähnten Pflichten wegen kollidierender Pflichten unmöglich ist.

In der Beschreibung heißt es, dass „die Schule prüft, ob die Maskenpflicht, die Lüftungs- und Ab​standsregeln eingehalten wurden“, wobei Einhaltung der Maskenpflicht unter Verweis auf die 21. Corona VO § 19 Abs.2 Nr. 1 und 2 bedeutet, dass die Mund-Nase-Bedeckung durchgängig und korrekt getragen wurde. Diese Informationen werden für die Einordnung in Kontaktgruppen ge​nutzt.

Ich muss diese Information an die Schulleitung/ das Gesundheitsamt weitergeben, ein lückenloses Nachvollziehen der Einhaltung dieser Hygienevorschriften ist jedoch unmöglich.

Die äußere Differenzierung bzw. das Kurssystem macht es zur Regel, dass die Schülerinnen und Schüler mehrfach am Tag neben verschiedenen Personen in womöglich unterschiedlichen Räu​men sitzen. Masken müssen zum Essen und Trinken abgenommen werden. Das Mitführen einer zweiten Maske bei Durchfeuchtung ist selten. Es ist somit davon auszugehen, dass viele der All​tagsmasken bei einem gesamten Schultag durchfeuchtet und damit wirkungslos sind. Bei Stunden​wechseln, Pausen oder Freistunden ist zudem keine sichere Kontrolle der Einhaltung dieser Re​geln möglich.  

In der Lehrerdienstordnung § 8 Abs. 1 heißt es:

„ In Wahrnehmung ihrer Fürsorgepflicht üben die Lehrerinnen und Lehrer die Aufsicht über die ih​nen anvertrauten Schülerinnen und Schüler aus.“

Im Arbeitsschutzgesetz § 3 Absatz 1 heißt es:

(1) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die erforderlichen Maßnahmen des Arbeitsschutzes unter Be​rücksichtigung der Umstände zu treffen, die Sicherheit und Gesundheit der Beschäftigten bei der Arbeit beeinflussen. Er hat die Maßnahmen auf ihre Wirksamkeit zu überprüfen und erforderlichen​falls sich ändernden Gegebenheiten anzupassen. Dabei hat er eine Verbesserung von Sicherheit und Gesundheitsschutz der Beschäftigten anzustreben.

Im Falle einer unerkannten Infektion bei einem Schüler oder einer Schülerin reichen ungesichertes Tragen eines MNS sowie die nicht zu garantierende Prüfung der Einhaltung der Abstandspflicht nicht aus, um eine mögliche Ansteckung auszuschließen. 

Ich sehe mich daher außer Stande meiner Fürsorgepflicht verantwortlich gerecht zu werden. 

Aus diesem Grund sehe ich es als meine Pflicht an, gegen diese Anordnung zu remonstrieren und bitte um eine schriftliche Bestätigung innerhalb einer Woche.

Mit freundlichen Grüßen
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